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vor allem in den Bereichen Energie, 

Maschinenbau, Luft- und Raumfahrt, 

Landwirtschaft, Kommunikation und 

Hochtechnologie.

Beide Seiten wollten auch weiterhin 

strikt am Abkommen vom 3. September 

1994 festhalten, indem sie das Verspre

chen abgegeben haben, sich gegenseitig 

nicht mit strategischen Waffen zu be

drohen und nicht als erster Atomwaffen 

gegen den anderen einzusetzen. Der 

Vertrauensbildung im militärischen Be

reich diene auch die Reduzierung der 

Streitkräfte in den Grenzgebieten sowie 

die Zusammenarbeit im Bereich der Mi

litärtechnologie, die sich in keinem Fall 

gegen irgendein Drittland richte. Diese 

Kooperation müsse deshalb transparent 

gestaltet werden.

Was Punkt 2, nämlich den internationa

len Frieden und die Entwicklung anbe

lange, so sei überall der Trend zu einer 

multipolaren Welt spürbar. Trotzdem 

gebe es immer noch Ansätze zu Hege

monismus, Machtpolitik und zur Aus

übung von Druck auf andere Länder 

sowie Ansätze zu einer neuen Blockpo

litik. Beide Seiten müßten sich solchen 

Tendenzen widersetzen.

Beide Seiten unterstrichen ferner ihre 

Bereitschaft zu aktiven Gesprächen über 

Fragen der strategischen Stabilität, der 

Abrüstung und des Abbaus von Nu

klearwaffen. Beide befürworteten noch 

entschiedenere Maßnahmen gegen 

ABC-Waffen. Hierbei komme der UNO 

ein überragender Stellenwert zu. Frie

denserhaltende Aktionen auf der Basis 

der UNO-Charta müßten den Prinzipien 

der Unparteilichkeit, der Neutralität 

und der Nichteinmischung gehorchen. 

Bei der Durchführung friedenserhalten

der Aktionen dürfe es keine "zwei 

Standards" geben. Beide Seiten träten 

für die Gründung einer neuen internati

onalen wirtschaftlichen Ordnung auf 

der Basis einer fairen und allen Seiten 

nützlichen Kooperation ein. Beide Sei

ten wendeten sich entschieden gegen 

den Terrorismus und wollten bei der Si

cherung der Weltschiffahrt Zusammen

arbeiten. Kooperation solle auch bei der 

Ozeanographie, der Meteorologie, der 

Seismologie, der Katastropheneindäm

mung, bei Schiffsrettungsoperationen 

und nicht zuletzt beim Umweltschutz 

stattfinden.

Drittens seien beide Seiten entschlos

sen, über bilaterale und regionale Kon

takte mit den Ländern der asiatisch-pa

zifischen Region Sicherheitsarrange

ments zu treffen. China wolle die Auf

nahme Rußlands in die APEC unter

stützen. (XNA, 26.4.96)

Das Fünf-Länder-Abkommen zwischen 

Rußland, China, Kasachstan, Kirgistan 

und Tadschikistan, das am 26. April in 

Shanghai unterzeichnet wurde, wurde 

von allen Seiten als eim "politisch-mili

tärisches Dokument" bezeichnet, mit 

dem sich die Beteiligten der asiatisch

pazifischen Region zuwendeten und 

dem deshalb wahrhaft historische Be

deutung zukomme. (XNA, 27.4.96) 

China teile mit seinen vier Nachbarstaa

ten eine Grenze von über 7.000 km und 

hoffe, daß in diesem Bereich künftig 

alle auch nur von ferne auftauchenden 

Konflikte sofort durch friedliche Kon

sultationen entschärft werden könnten.

Der Begriff "strategische Partnerschaft" 

ist wohl eher als Bekundung zur umfas

senden Zusammenarbeit, als im militä

rischen Sinne zu verstehen. Bei einer 

militärischen Auslegung müßte man so

gleich fragen, gegen wen sich das 

Bündnis richten solle, etwa gegen die 

USA, mit der man ja doch gerade im 

Rahmen der APEC künftig enger ko

operieren will!?

Ferner dürfte es wohl eher um eine 

Minimierung von bilateralen Risiken als 

um eine Maximierung der Zusammen

arbeit gegangen sein. Anders als in den 

frühen 50er Jahren betrachten sich beide 

Seiten ja nicht mehr als Schicksalspart

ner; vielmehr sind für sie andere Mäch

te weitaus wichtiger, vor allem soweit 

es um wirtschaftliche und technologi

sche Kooperation geht, -we-

Innenpolitik

*(2)

Unruhe in der Armee: Disziplinie

rungsappelle und Verschwörungsge

rüchte

Die Zeitung der Volksbefreiungsar

mee (Jiefangjun Bao) ist in den letzten 

Monaten zu einem politisch brisanten 

Medium in der Volksrepublik China ge

worden: In zahlreichen Artikeln wird 

nicht nur eine verstärkte Modernisie

rung der chinesischen Streitkräfte (ins

besondere der Luftwaffe) gefordert und 

der militärtechnologische Rückstand 

beklagt. (JFJB, 7.4.96; SCMP, 8.4.96) 

Die Armeezeitung vertritt zugleich ei

nen offensiven Nationalismus mit anti

westlicher Stoßrichtung und ein striktes 

Festhalten an sozialistischem System 

und marxistisch-leninistischer Ideolo

gie.

So wurde etwa in einer Artikelserie von 

Anfang April an die westliche parla

mentarische Demokratie als Instrument 

kapitalistischer Ausbeutung und als in

effizientes System endloser "Diskussio

nen ohne Entscheidungen" heftig attak- 

kiert (der jüngste amerikanische Bud

getstreit wurde als Beispiel aufgeführt). 

Mitte April ging die Armeezeitung noch 

weiter, indem sie nicht näher konkreti

sierte Kräfte in Partei, Staat und Gesell

schaft Chinas dafür kritisierte, eine "to

tale Verwestlichung" und eine Über

nahme des kapitalistischen Systems zu 

unterstützen. (JFJB, 15.4.96)

Die Zeitungsbeiträge sind Teil einer in

nermilitärischen Kampagne, die auf die 

ideologisch-politische Disziplinierung 

unter hochrangigen Offizieren in 

Volksbefreiungsarmee und Bewaffneter 

Volkspolizei gerichtet ist. Die Vorstöße 

der in den letzten Jahren politisch nur 

selten hervorgetretenen Armeezeitung 

dürften auch mit einem Redaktionsbe

such des KP-Generalsekretärs und Vor

sitzenden der Zentralen Militärkommis

sion Jiang Zemin Zusammenhängen, der 

im März zu besonderen Anstrengungen 

im Kampf um die politisch-ideologische 

Reinheit in der Armee aufgerufen hatte.

Mangelnde ideologische Linientreue 

und politische Loyalität der Armee stel

len in den Augen der Beijinger Partei

zentrale offenkundig ein Problem dar. 

Nur selten sind bisher allerdings offene 

Widerstandsakte innerhalb des Militärs 

gegen die politische Autorität der 

Kommunistischen Partei bekannt ge

worden. Im April verbreitete die in 

Hongkong erscheinende Zeitung East- 

ern Express Nachrichten über eine in

nermilitärische verschwörerische Grup

pierung, die in den letzten Monaten in 

der VR China zerschlagen worden sein 

soll: Wegen Mitgliedschaft in einer 

"konterrevolutionären", also auf den 

Sturz der kommunistischen Regierung 

gerichteten Organisation namens 

"Machtbund zur Volksbefreiung" seien 

im März 39 Offiziere der Volksbefrei

ungsarmee hingerichtet, 41 weitere zu 

lebenslanger Haft verurteilt worden. 

(SZ, 19.4.96; FAZ, 20.4.96) Über die 

politischen Absichten der Oppositions

gruppe, die offenbar auch Waffen hor

tete, machte die Hongkonger Zeitung 

keine näheren Angaben. Die Authenti

zität der Hongkonger Meldung ist bis

lang nicht durch andere Quellen bestä

tigt worden.

Ob authentisch oder nicht: in der Ar

mee, insbesondere unter den mittleren 

Offiziersrängen, scheint es zu gären.
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Das machen allein schon die offiziellen 

Disziplinierungsappelle und die Ideolo

giekampagne in der Armeezeitung deut

lich: Der Kampf der Partei um die poli

tische Loyalität des Offizierskorps wird 

offenkundig schwieriger, -hei-
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Administrative Kontrolle und Steue

rung der Migrationsströme

Nach Angaben der "Rechtsordnungs

zeitung" (Fazhi Ribao, 16.4.96; Xin

hua, 17.4.96) haben die seit dem letzten 

Jahr verstärkt vorangetriebenen Maß

nahmen zur Steuerung der Binnenmi

gration zumindest in einigen Regionen 

Erfolge gezeitigt. In Beijing, Shanghai, 

Zhejiang und Hubei, wo die Regulie

rung der Migrantenströme besonders 

konsequent betrieben werde, habe man 

den unkontrollierten Zustrom ländlicher 

Arbeitsuchender eindämmen können.

Im Juli 1995 war eine nationale Konfe

renz zu Fragen der Binnenmigration 

(C.a., 1995/7) abgehalten worden. Da

mals gaben Regierungsstellen an, daß 

sich rund 80 Mio. Chinesen auf Wan

derschaft befänden, von denen 44 Mio. 

von den Polizeiorganen erfaßt und mit 

befristeter Aufenthaltserlaubnis regi

striert seien. Koordiniert durch die ZK- 

Kommission für die umfassende Rege

lung der gesellschaftlichen Sicherheit 

haben nun das Ministerium für Öffent

liche Sicherheit und das Arbeitsmini

sterium konkrete Maßnahmen zu Steue

rung der Wanderungsströme ausgearbei

tet.

Das Ministerium für Öffentliche Si

cherheit hat allgemeine Bestimmungen 

über Aufenthaltsgenehmigung und 

Wohnsitzregistrierung ländlicher Ar

beitsuchender in städtischen Gebieten 

erlassen. Darüber hinaus arbeiteten die 

Polizeibehörden in der überwiegenden 

Zahl der Provinzen detaillierte Vor

schriften aus, die besonderen regionalen 

Bedingungen Rechnung tragen sollen. 

Städtische Nachbarschaftskomitees sind 

in die Aufsicht über die Wanderarbeiter 

verstärkt einbezogen worden. Illegale 

Wohnstätten und sonstige Aufenthalts

orte von Migranten wurden zum Ziel 

wiederholter Polizeirazzien und -kon- 

trollen.

Den Migranten wird ein Großteil der in 

städtischen Ballungsräumen begangenen 

Straftaten angelastet. Allein 1995 sind 

knapp 650.000 der 44 Mio. registrier

ten Zuwanderer von der Polizei wegen 

Rechtsbrüchen aufgegriffen worden.

(CD, 4.4.95) Die Polizeibehörden stre

ben an, ein landesweit einheitliches, 

computergestütztes System zur mög

lichst lückenlosen Registrierung der 

Migranten zu errichten.

Das Arbeitsministerium hat sich zur 

Aufgabe gestellt, durch eine verstärkte 

Beobachtung und Regulierung der Ar

beitsmärkte in den ländlichen Abwande

rungsgebieten wie auch in den städti

schen Zielregionen die Wanderungs

ströme zu steuern. Dazu soll der Auf

bau eines landesweiten Informationsnet

zes über die aktuelle Entwicklung des 

Arbeitsmarktes in den verschiedenen 

Regionen dienen. Besondere Anforde

rungen an das Beschäftigungssystem 

stellen in diesem Zusammenhang die 

etwa 30 Millionen Migranten, die über 

die Grenzen ihrer Heimatprovinz hin

weg abwandem. (XNA, 11.4.96)

Nach kürzlich erlassenen Bestimmungen 

des Arbeitsministeriums wird künftig 

jeder Migrationswillige nicht nur eine 

Abwanderungserlaubnis der Behörden 

an seinem Heimatort, sondern auch eine 

Zuwanderungsgenehmigung durch die 

Behörden am Zielort benötigen. Von 

der Arbeitsuche in den städtischen Bal

lungsräumen, die sowieso schon durch 

eine hohe Arbeitslosigkeit gekennzeich

net sind (etwa im Nordosten), sollen die 

Migranten dadurch künftig abgehalten 

werden. Um ländliche Arbeitsuchende 

zum Bleiben in ihrer Heimatregion zu 

bewegen, sollen die Erschließung neuer 

landwirtschaftlicher Flächen und die 

Entwicklung der ländlichen Industrie 

gezielt gefördert werden, -hei-
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Kampagne zur Verbrechensbekämp

fung - Wachsende Drogenkriminalität

Die Beijinger Parteiführung und die 

ZK-Kommission für Politik und Recht 

haben Ende April eine groß angelegte 

Kampagne zur Bekämpfung der 

Schwerkriminalität eingeleitet. Durch 

Polizeimaßnahmen und drakonische Be

strafungen soll der Anstieg insbesonde

re der Gewalt- und Drogenkriminalität 

bekämpft werden. Dies entspreche For

derungen aus der breiten Öffentlichkeit 

und werde dazu dienen, ein besseres 

Umfeld für die Umsetzung des Moder

nisierungsprogramms in den nächsten 

15 Jahren zu schaffen. (RMRB,

29.4.96)

Im Rahmen der Kampagne wird ein 

"Verantwortlichkeitssystem" ange

wandt, das im chinesischen Regierungs

system eine wachsende Bedeutung ge

winnt: Die Spitzenfunktionäre der Par

tei- und Regierungsorgane in Provinzen 

und Kreisen sind persönlich dafür ver

antwortlich, die Kriminalitätsbekämp

fung in ihrem Amtsbereich voranzu

bringen. Beijing erklärt die Kampagne 

damit zur "Chefsache" auf allen Ebenen 

des Regierungssystems. Den Spitzen

funktionären auf den verschiedenen 

Verwaltungsebenen werden damit weit

reichende Vollmachten zur Verbre

chensbekämpfung eingeräumt. Auch 

soll Beijing auf das alte stalinistische 

Mittel der Verteilung von "Fallquoten" 

für die Aufdeckung von Schwerkrimi

nalität zurückgegriffen haben. (SCMP,

21.4.96)

Die Zunahme der Drogenkriminalität 

bereitet Beijing wachsendes Kopfzer

brechen. Zwischen 1991 und 1995 sol

len 46.000 Drogendealer verhaftet und 

mehr als 7.300 von ihnen zum Tode 

oder zu lebenslanger Haft verurteilt 

worden sein. Allein 1995 sind knapp 

13.000 Personen wegen Drogenhandels 

verhaftet worden; 2.032 wurden zum 

Tode oder zu lebenslanger Haft verur

teilt. Ende 1995 waren 520.000 

Drogenabhängige offiziell registriert; 

eine Zunahme von 37% gegenüber der 

offiziellen Angabe für 1994. Inoffizielle 

Schätzungen gehen davon aus, daß es in 

China inzwischen mehr als eine Million 

Drogensüchtige gibt, die meist Heroin 

und nicht mehr das traditionelle Opium 

konsumieren. (SCMP, 13.4.96) -hei-

Kulur und Gesellschaft
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Zehn Jahre High-Tech-F&E-PIan

Anfang April 1996 wurde das zehnjäh

rige Bestehen des Wissenschaftsplans 

für Forschung und Entwicklung auf 

dem Gebiet der Hochtechnologie, des 

sog. "Plans 863", gefeiert. Zusammen 

mit dem sog. "Gipfelerklimmungs

plan", der 1992 zur Förderung wichti

ger Schlüsselprojekte der Grundlagen

forschung eingerichtet wurde (vgl. 

C.a., 1993/2, Ü 12), gehört der "Plan 

863" zu den ehrgeizigsten Forschungs

plänen der VR China. Er wurde im 

März 1986 mit Unterstützung Deng 

Xiaopings durch Partei und Regierung 

etabliert. Ziel des Plans ist es, die 

High-T ech-Forschung voranzutreiben, 

um auf wichtigen Gebieten der High-




